
Die Integration von Migranten geht alle an, meint
Privatdozent Stefan Luft von der Universität Bre-
men. Die Herausforderungen seien so enorm, dass
die Politik allein das nicht bewirken könne. Gerade
Menschen aus betuchteren Stadtvierteln müssten
sich stärker einbringen, um die „sozial-räumliche
Spaltung“ in den Städten abzufedern. Unser Redak-
teur Norbert Holst hat mit Stefan Luft gesprochen.

Die Integrationsbeauftragte der Bundesre-
gierung, Maria Böhmer, hat von einer „inte-
grationspolitischen Aufbruchstimmung im
ganzen Land“ gesprochen. Hat sie da nicht
ein bisschen dick aufgetragen?
Stefan Luft: Es ist schon eine eine Zäsur,
dass die Bundesregierung so plakativ und
deutlich das Thema Integration auf ihre poli-
tische Tagesordnung gesetzt hat. Das zei-
gen der Integrationsgipfel und der daraus re-
sultierende Nationale Integrationsplan.

In Stadtteilen wie Walle oder Blumenthal
ist in der Regel aber von Aufbruchstim-
mung herzlich wenig zu spüren. . .
. . .das mag sein. Inwieweit sich die Stim-
mung im ganzen Land niederschlägt – nicht
zuletzt in den ethnisch-sozialen Unterschich-
ten-Konzentrationen etwa in Städten im
Ruhrgebiet oder in Berlin – hängt jetzt we-
sentlich davon ab, wie sich die Lage der
Kommunen im Zuge der Wirtschaftskrise
und deren Folgen darstellt. Mit der Bot-
schaft von Frau Böhmer sind vor allem die
politischen Akteure, Stadtverwaltungen
und Verbände gemeint. Aber die Hand-
lungsmöglichkeiten sind durch die wirt-
schaftliche Entwicklung der vergangenen
ein, zwei Jahre begrenzt. Arbeitsplätze fal-
len massenhaft weg, Steuereinnahmen bre-
chen massiv ein. Dem stehen wiederum stei-
gende Ausgaben gegenüber. Die Zuwande-
rer sind erfahrungsgemäß von solchen Kon-
junkturentwicklungen immer besonders
stark betroffen.

Welche Möglichkeiten gibt es, diese Fol-
gen zumindest abzufedern?
Es sind schon verschiedene Initiativen in
Gang gebracht worden. Es gab den Bil-
dungsgipfel 2008, der unter anderem be-
schlossen hat, dass die Bildungsausgaben
bis 2015 auf zehn Prozent des Bruttoinlands-
produkts gesteigert werden sollen. Das sind
alles sinnvolle Ansätze. Das steht aber jetzt
alles in Frage durch die Folgen der Finanz-
krise – die noch einmal verstärkt werden
durch die jetzt im Grundgesetz festgeschrie-
bene „Schuldenbremse“, die massive Aus-
gabenrestriktionen zur Folge haben wird.
Die Chancen, Integration – sprich Teilhabe
am Arbeitsmarkt, am Bildungswesen und so
weiter – zu verbessern, stehen von dieser
Seite her nicht gut.

Haben Sie ein Beispiel?
Nehmen wir die Bildung. Wir haben in Bre-
men die Gesamtschule Ost – einen Leucht-
turm, der auch in den Medien immer wieder
gewürdigt wird. Dahinter steht der Ge-
danke, dass in sozial schwachen Gebieten
besonders gute Schulen angesiedelt sein
müssen. In Osterholz-Tenever ist dieser
Grundsatz verwirklicht, aber man kann
nicht sagen, dass das in Deutschland die Re-
gel ist. Es gibt mancherorts gute Ansätze,
etwa wenn die Schülerzahl in den Klassen
gesenkt wird. Doch auch das sind Ausga-
ben, die sich Länder und Kommunen in der
nächsten Zeit immer weniger werden leis-
ten können.

Die Große Koalition hat für Migranten eini-
ges auf den Weg gebracht: Kleinkinder-För-
derung, Sprachkurse, Ausbildungspro-
gramme. Ein richtiger Ansatz?
Die Förderung von Kleinkindern ist sinn-
voll. Das gilt gerade für Kinder, die in ihrer

Familie kein förderndes Umfeld haben. Der
Kindergartenbesuch erfüllt hinsichtlich
Spracherwerb und des Erwerbs kultureller
Kompetenzen wichtige Funktionen. Ent-
scheidend sind dabei die Dauer des Kinder-
gartenbesuchs, die ethnisch-soziale Zusam-
mensetzung der Gruppen und die Qualifika-
tion des Personals. Das heißt: Wenn dort aus-
schließlich die sozial Schwachen und die
Kinder mit Migrationshintergrund zusam-
mentreffen, dann werden die Ergebnisse
eher unterdurchschnittlich. Es gab aber
auch noch andere Initiativen – etwa die Is-
lamkonferenz, die für sehr viel Aufsehen ge-
sorgt hat . . .

. . . es gibt aber Stimmen die sagen, da wird
nur viel geredet . . .
. . . es steckt sehr viel Symbolpolitik drin, das
ist schon richtig. Aber Symbolpolitik ist in
der Integrationspolitik von zentraler Bedeu-
tung. Das hat auch mit Anerkennung zu tun.

Die zweite Generation der Migranten hat
mit der Integration häufig größere Pro-
bleme als die Generation ihrer Eltern.
Die zweite Generation befindet sich in einer
besonderen Situation. Einerseits ist sie der
Erwartung der Eltern, die sich in vielen Fäl-
len mitgebrachten Werten und Traditionen
stark verbunden fühlen, ausgesetzt. Ande-
rerseits sind diese jungen Menschen den Er-
wartungen des Aufnahmelandes ausge-
setzt. Die Konsequenz: Die zweite Genera-
tion hat besondere Konflikte auszustehen.
Konflikte sind aber generell für Integrations-
prozesse nicht untypisch. Ein Beispiel ist die
Zwangsverheiratung: In manchen Regionen
besteht der Anspruch der Eltern, zu sagen,
die Tochter soll jemanden heiraten, der im
Sinne der Familie ist. Doch die Tochter wei-
gert sich und sagt: Dass machen aber meine
Freundinnen hier in Deutschland auch
nicht. Das ist dann so ein Konflikt – der im
Einzelfall sogar tödlich ausgehen kann.

Wie kann die Gesellschaft dazu beitragen,
solche Konflikte zu entschärfen?
Man muss sich beispielsweise mit Gewalt le-
gitimierenden Männlichkeitsnormen offen-
siv in der Schule auseinandersetzen. Dann
muss in den vorschulischen Einrichtungen
und in den Grundschulen stärker als bisher
auf die soziale Mischung geachtet werden.
Integration kann nicht funktionieren, wenn
in Schulen in sozial schwachen Stadtteilen
fast nur Kinder mit Migrationshintergrund
im Klassenraum sitzen. Man muss stärker
als bisher so etwas wie einen „innerstädti-
schen Lastenausgleich“ schaffen.

Was ist denn das?
Man muss dem sozial starken Teil einer
Stadtbevölkerung stärker als bisher be-
wusst machen, dass auch er eine zentrale

Aufgabe bei der Integration hat. Es reicht
eben nicht, die Stadt als Gabentisch zu nut-
zen: Am Vormittag beim türkischen Gemü-
sehändler einkaufen, sich mittags mit der
polnischen Putzfrau unterhalten und
abends zum Italiener Essen gehen. Dann
kann ich den Multikulturalismus hochleben
lassen. Wenn es aber ans Eingemachte geht,
wenn etwa das eigene Kind in eine Schule
mit hohem Migrantenanteil gehen soll,
dann wird gesagt: Damit will ich nichts zu
tun haben. Um es klar zu sagen: Integration
ist nicht nur die Aufgabe von Menschen in
Gröpelingen, Walle oder Blumenthal. Sie ist
auch eine Aufgabe für Menschen, die in
Schwachhausen oder Oberneuland leben
und über das nötige „Humankapital“ verfü-
gen. Es gibt schon zahlreiche Modelle, wie
das passieren kann, zum Beispiel mit Bil-
dungspatenschaften.

Das klingt nach einem sehr langen Weg.
Man muss man aber nicht über Gebühr pes-
simistisch sein. Man muss realistisch sein
und fragen: Wie sind die Rahmenbedingun-
gen? Da sind die Folgen der Wirtschafts-
krise. Zudem werden die sozial-räumlichen
Spaltungen in den Städten immer stärker,
das geht ja auch aus dem Armuts- und Reich-
tumsbericht für Bremen deutlich hervor. Wir
können mittlerweile sagen: In den Stadttei-
len, in denen die meisten Ausländer leben,
leben auch die meisten Armen und die meis-
ten Kinder. Diese Herausforderungen sind
so gravierend, dass die Politik sie gewiss
nicht allein durch Integrationsgipfel und na-
tionale Integrationspläne bewältigen kann.

Die unschöne Alternative ist die Parallelge-
sellschaft.
Die unschöne Alternative ist, dass immer
größere Teile der Bevölkerung ausgeschlos-

sen werden. Das hat dann aber Konsequen-
zen für uns alle. Wir sind ein rohstoffarmes
Land, dass allein auf den Rohstoff Geist auf-
bauen kann, auf seine Kreativität, auf seine
Ausbildungssysteme. Wir sind in naher Zu-
kunft – und nicht erst in zwanzig Jahren –
sehr viel stärker darauf angewiesen, dass
wir Studierende aus den sozial schwachen
Schichten rekrutieren. Und zu denen gehö-
ren in hohem Maße Zuwanderer.

Sie beschreiben dramatische Entwicklun-
gen. Dennoch spielt das Thema im Wahl-
kampf eher eine untergeordnete Rolle.
Vermutlich hat es damit zu tun, dass sich die
Parteien angenähert haben. Sie haben er-
kannt, dass sie auf Dauer mit Polarisierungs-
strategien oder – wie früher bei den Grünen
– mit Umarmungsstrategien nicht weiter-
kommen.

Welche Unterschiede gibt es zwischen den
den Parteien?
Einmal die Frage der Staatsangehörigkeit.
Die Frage, ob das Optionsmodell aufrecht er-
halten werden soll oder nicht. Ein Kind von
Ausländern, das hier geboren wurde, erhält
mit der Geburt die deutsche Staatsangehö-
rigkeit. Zwischen dem 18. und 23. Lebens-
jahr muss sich die Person dann entscheiden,
ob sie die deutsche Staatsangehörigkeit be-
halten will oder die andere. Wenn sich die-
ser junge Mensch für die andere Staatsbür-
gerschaft entscheidet, verliert er die deut-
sche. Die linken Parteien wollen diese Opti-
onspflicht fallenlassen, so dass grundsätz-
lich die doppelte Staatsangehörigkeit hinge-
nommen wird. Die Unionsparteien und die
FDP sind für die Beibehaltung. Die zweite
Frage ist, ob man beim Nachzug von Ehegat-
ten den Spracherwerb im Herkunftsland ver-
langen darf. Das ist eine Bestimmung aus
der Novellierung des Zuwanderungsgeset-
zes aus dem Jahr 2007. Sie ist für die Integra-
tion von erheblicher Bedeutung. Und natür-
lich ist ein drittes Thema mit großem Ein-
fluss auf die Integrationspolitik, wie man mit
einem möglichen Beitritt der Türkei zur EU
umgeht und der daraus resultierenden Nie-
derlassungsfreiheit. SPD und Grüne sind da-
für, CDU und FDP ziehen eine enge Koope-
ration ohne Vollmitgliedschaft vor.

Was muss Ziel der Integrationspolitik sein?
Ziel muss sein, dass beispielsweise die türki-
sche Gruppe eines Tages nicht mehr eine
vergleichsweise stabile ethnisch-soziale Un-
terschicht bildet. Der türkische Hintergrund
würde dann nicht mehr für eine statistische
Wahrscheinlichkeit stehen, dass man zur Un-
terschicht gehört. Wenn das gelingt, werden
sich diese Menschen auch zunehmend mit
diesem Land identifizieren. Das sehe ich bei
vielen Studenten mit Migrationshinter-
grund. Sie haben sich erfolgreich nach oben
gearbeitet und werden respektiert.
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„Schön, dass Sie da sind“, lautete das Motto einer Aktion zur Integration. Migranten bringen zuweilen Probleme mit, aber auch Potenzial. FOTO: DPA

Von Norbert Holst

Bremen. Es ist ein langer Weg. Für die Inte-
gration von Migranten hat die Große Koali-
tion etliche Initiativen angestoßen, hat da-
mit keine Kehrtwende zur Politik der rot-grü-
nen Vorgänger-Regierung gemacht. Doch
zeigen etliche aktuelle Studien, dass es bis
zu einer echten Integration nicht nur ein lan-
ger, sondern auch ein dornenreicher Weg
ist. Ein Blick in die Vergangenheit zeigt: Es
hat Jahrzehnte gedauert, bis im Ruhrgebiet
aus den Kowalskis und Schimanskis Deut-
sche geworden sind.

Die Diskussion der vergangenen Jahre
hat zumindest eines bewirkt: Es wird sachli-
cher über Migration, Ausländer und Einbür-
gerung geredet als noch vor Jahren. Vor al-
lem wird nicht mehr übereinander, sondern
miteinander gesprochen. Vorbei scheint die
Zeit, dass die grüne Idee vom Doppelpass
die gesamte Nation erregte und Roland
Koch in Hessen zur Macht verhalf, oder Jür-
gen Rüttgers mit Sprüchen wie „Kinder statt
Inder“ in Nordrhein-Westfalen beim Wahl-
volk zu punkten versuchte. Auf der anderen
Seite ist die zuweilen naive Schwärmerei für
eine Multikulti-Gesellschaft auf breiter
Front einer realistischeren Sicht gewichen.

Allenthalben ist es mittlerweile politi-
sches Allgemeingut, dass Deutschland ein
Einwanderungsland ist – und sich dieser He-
rausforderung stellen muss.„Ein Einwande-
rungsland muss ein Meister im Konfliktma-

nagement sein“, hat die Bremer Bundestags-
abgeordnete und ehemalige Ausländerbe-
auftragte Marieluise Beck (Grüne) vor eini-
ger Zeit in dieser Zeitung geschrieben. Und
tatsächlich ist die Herausforderung groß:
Laut einer zu Jahresbeginn veröffentlichten
Studie des Berlin-Institut für Bevölkerung
und Entwicklung leben in Deutschland
rund 15 Millionen Menschen, die aus ande-
ren Ländern kommen beziehungsweise de-
ren Nachkommen hier geboren worden
sind. Fast jeder fünfte Mensch in Deutsch-
land hat damit einen Migrationshinter-
grund.

„Ein großer Teil der Migranten ist unzurei-
chend integriert“, laut das Fazit der Studie.
Und konkret: „Zugewanderte sind im Durch-
schnitt schlechter gebildet, häufiger arbeits-
los und nehmen weniger am öffentlichen Le-
ben teil als die Einheimischen.“ Schlimms-
tenfalls igeln sie sich mit Landsleuten regel-
recht ein, bilden eine Art Parallelgesell-
schaft – mit eigenen Regeln und Ritualen.
Dabei ist es unzutreffend, von „den Auslän-
dern“ zu sprechen: Fast die Hälfte der Mig-
ranten besitzt einen deutschen Pass – es
sind Deutsche mit ausländischen Wurzeln.
Schaut man sich den Stand der Integration
nach Herkunftsländern an, so gibt es laut
Berlin-Institut „in allen Gruppen ein weites
Spektrum an gut und schlecht Integrierten“.
Doch gibt es klare Unterschiede: Südeuro-
päer und Aussiedler sind aus wissenschaftli-
cher Sicht weitgehend gut integriert,

schlechter sieht es bei Menschen vom Bal-
kan, Afrikanern und bei Türken aus. Er-
schreckend und gewissermaßen eine Ban-
krotterklärung früherer Ausländerpolitik:
Die zweite Generation, bereits in Deutsch-
land geboren, ist hinsichtlich Bildung und
Chancen auf dem Arbeitsmarkt keineswegs
besser dran als die erste.

Das soll sich ändern. Die Große Koalition
hat ein ganzes Bündel an Maßnahmen ge-
schnürt. Sprach- und Integrationskurse, bi-
linguale Kindergärten, Programme wie
„Jobstarter“ für Jugendliche oder die Initia-
tive „Soziale Stadt“ sollen die Bildung und
die Chancen von Migranten und ihren Kin-
dern verbessern. Maria Böhmer, die Beauf-
tragte der Bundesregierung, spricht bereits
von einer „integrationspolitischen Auf-
bruchstimmung im ganzen Land“.

Doch das scheint eine arg optimistische
Einschätzung zu sein. Es gibt noch immer
viele Problemfelder. Ein großes Problem hat
die vor rund einem Jahr veröffentlichte Stu-
die „Brain Waste“ („Verschwendung von
Gehirn“) von Martina Müller und Bettina
Englmann aufgezeigt: Hierzulande leben
rund 500000 gut qualifizierte Zuwanderer,
deren berufliche Abschlüsse nicht aner-
kannt werden. Die Folge: Ehemalige Chef-
ärzte arbeiten als Altenpfleger, frühere Inge-
nieure verdingen sich als Hausmeister –
deutsche Bürokratie verhindert, dass trotz
drohenden Fachkräftemangels ein hohes Po-
tenzial an Qualifikation vergeudet wird.

Ein zweites Problemfeld ist die Einbürge-
rung. Nach langer politischer Debatte
wurde die Hürden dafür vergleichsweise
hoch gelegt. Das führte dazu, dass die Zahl
der Einbürgerungen 2008 im Vergleich zum
Vorjahr glatt um 15 Prozent geschrumpft ist.
Dabei stellen die Forscher vom Berlin-Insti-
tut für Bevölkerung und Entwicklung ganz
klar fest: „Generell integrieren sich Einge-
bürgerte besser als Ausländer.“ Dies gelte
in besonders starkem Maße für die Türken.

Nicht zuletzt könnten auch Prominente
mit Migrationshintergrund dazu beitragen,
dass die Barriere „wir Deutsche, ihr Auslän-
der“ langfristig aus den Köpfen verschwin-
det. Es ist doch längst normal, dass Fußbal-
ler wie Miroslav Klose oder Mesut Özil für
Deutschland Tore schießen. Oder dass Re-
gisseur Fatih Akin („Gegen die Wand“) in-
ternationale Filmpreise für Deutschland ge-
winnt. Oder dass der Hamburger Fluganbie-
ter Vural Öger zeigt, dass auch ein Auslän-
der in Deutschland zur Unternehmerkar-
riere starten kann.

Als Barack Obama zum US-Präsidenten
gewählt worden ist, haben viele Afro-Ameri-
kaner mit Tränen in ihren Augen gesagt,
erst jetzt seien sie wirklich in ihrem Land
angekommen. Die Aydins, Üslüs und all
die anderen kommen hoffentlich früher in
Deutschland an – und nicht erst, wenn
eines fernen Tages vielleicht ein Deutsch-
türke zum Bundeskanzler gewählt werden
sollte.

Vorbilder für Integration: Fatih Akin (oben) holt
für Deutschland internationale Filmpreise. Kanz-
lerin Angela Merkel singt mit neu Eingebürger-
ten die Nationalhymne (unten).  FOTOS: DPA
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Vier Jahre Große Koalition in Berlin – eine Bilanz. Heute, Teil V: Migration und Integration
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Die Aydins, Üslüs & Co. sind noch lange nicht integriert

Gute Ansätze – die unter dem Druck der Krise stehen
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